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Studiengruppe Forschungspolitik der VDW

Für eine verantwortbare
und zukunftsorientierte Forschungspolitik

in Deutschland

ü Von den Anforderungen unserer Zeit her denken

Grundentscheidungen der Forschungspolitik sind kaum ein öffentliches Thema. Sie sind damit einer Mei-
nungsbildung durch die Bürgerinnen und Bürger weitgehend entzogen. Aber über Forschungspolitik wer-
den wesentliche Weichen für die Zukunft gestellt. Alle sind davon betroffen. Forschungspolitik ist interna-
tional vernetzt. Wichtige Weichen werden auf europäischer Ebene gestellt. Gleichwohl wollen wir mit die-
sem Papier zunächst den Blick auf die Forschungspolitik in Deutschland lenken, um hier Veränderungen
anzuregen.

Gegenwärtig gibt es nur zu wenigen Forschungsfeldern eine öffentliche Debatte, z.B. zur Forschung mit
embryonalen Stammzellen. Ebenso wichtig, oder noch dringlicher wären Debatten über die Setzung der
Prioritäten in der Forschung und zur Verteilung der Finanzmittel. Vorhaben wie z.B. die bemannte Welt-
raumfahrt oder die Fusionsforschung würden dann in kritischerem Licht erscheinen. Mit solchen Großpro-
jekten werden sehr große Geldsummen auf Jahrzehnte festgelegt. Eine öffentliche Diskussion darüber, ob
andere Herausforderungen nicht vorrangig bearbeitet werden müssen, findet kaum statt.

Und solche Herausforderungen gibt es für die Forschungspolitik etliche. Die Bereiche Klimawandel und
Globalisierung verlangen genauso nach zukunftsfähigen Lösungen wie die Erschöpfung von Bodenschät-
zen und Ökosystemleistungen, der demographische Wandel und die Migration. Auch das Bundesministe-
rium für Bildung und Forschung kennt und nennt solche Herausforderungen.



Tatsächlich aber richtet sich die Forschungsförderungspolitik des Bundesministeriums im zivilen Bereich
immer noch schwerpunktmäßig nach folgenden Leitlinien: Stärkung des Forschungsstandortes Deutsch-
land, Forcierung des Wirtschaftswachstums, Schaffung von Arbeitsplätzen, Beschleunigung der Markt-
einführung neuer Technologien. Besonders die von etlichen Bundesregierungen propagierte High-Tech-
Strategie und damit eine Konzentration auf technologische und wirtschaftliche Ziele, vernachlässigt die
Einbettung in Lösungsansätze für die großen Herausforderungen einer sozial, ökologisch und kulturell
verträglichen Gesellschafts- und Wirtschaftsentwicklung. Die deutsche Forschungspolitik ist zu sehr ange-
bots- und zu wenig nachfrageorientiert. Heute und in Zukunft müssen aber Forschung und Technologie
auf die Minderung, wo mögliche Beseitigung der großen Gefährdungen der Menschheit und auf die Siche-
rung der grundlegenden Bedürfnisse der Menschen ausgerichtet werden.

Forschung braucht eine klare und öffentlich-demokratisch verhandelte Orientierung an den wichtigen An-
forderungen unserer Zeit. Dafür müssen die richtigen Bedingungen erkannt und erfüllt werden. Hierzu
unterbreiten wir die nachfolgenden Überlegungen und Forderungen:

ü Förderschwerpunkte einem systematischen Monitoring und Reporting unterziehen

Wir stellen in Frage, dass einige Technologien (z.B. Bio-, Informations- und Hyperschall-Technologie)
‚unbegrenzt neu’ sind und über Jahrzehnte hinweg mit öffentlichen Mitteln gefördert werden müssen. Ein
Extrembeispiel ist hier die Fusionsforschung, die – bisher ohne belastbare Aussicht auf Erfolg – seit mehr
als 40 Jahren gefördert wird.

Wir fordern ein systematisches Monitoring und Reporting, das von Vertretern der Angebots- und Nachfra-
geseite gemeinsam durchgeführt wird. Die Ergebnisse müssen für die interessierte Öffentlichkeit aufbe-
reitet und mit ihr diskutiert werden.

ü Die Förderschwerpunkte neu strukturieren

Wir fordern eine Neustrukturierung der Schwerpunkte des BMBF. In diesem Prozess muss eine möglichst
breite Diskussion – vom Bundestag bis in die Kommunen –  über Ziele und deren Verbindung mit Förder-
schwerpunkten stattfinden. Die zentralen Herausforderungen für die Anwendungsbereiche von Technolo-
gien und die Forschung sollen die Ausgangspunkte sein.

Wir fordern auch eine Neubestimmung der übergeordneten Ziele der Forschungs- und Technologiepolitik.
Aus diesen müssen die Förderschwerpunkte abgeleitet werden.

Wir benennen die folgenden wissenschaftlichen, technologischen, ökologischen, ökonomischen, sozialen
und kulturellen Ziele:

- Konsequente Erarbeitung von Orientierungswissen, d. h. Förderung von Zukunftsstudien und For-
schungsvorhaben, die den wissenschaftlichen Erkenntnisstand erweitern und entwickeln.

- Erarbeitung von Verfügungs- und Gestaltungswissen zur Erreichung der Ziele
- Erhaltung und Schonung der Ressourcen und der natürlichen Voraussetzungen des menschlichen

Lebens
- Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen der Menschen
- Erforschung von Risiken und Chancen aller technologischen Entwicklungen in ihren Auswirkungen

und Zusammenhängen
- Abwägung und Diskussion der Nutzung von Technologien hinsichtlich ihres Wertes und ihrer Ge-

fahren

ü Die Verwendung der öffentlichen Mittel für F&E in den Gestaltungsraum der Politik brin-
gen

Die Forschungspolitik beschäftigt sich bisher lediglich mit der Verwendung der ihr zugewiesenen Haus-
haltsmittel. Diese machen aber nur die knappe Hälfte des Forschungsbudgets (im Sinne der Definitionen



des Bundesberichts Forschung) aus: etwa 30 Mrd. € von insgesamt etwa rd. 70 Mrd. €. Die größere Hälfte
wird, staatlich finanziert über Ertragsteuerfreistellung, in Unternehmen ausgegeben - dort bisher überwie-
gend in der Fahrzeugindustrie. Weder im motorisierten Straßen- noch beim Flugverkehr findet trotz der
Notwendigkeit, die Treibhausgasemissionen drastisch zu senken, bislang eine Umsteuerung statt. Dieses
klimapolitische Top-Thema’ wird mit der größten Widerstandskraft unter allen Sektoren der Volkswirtschaft
aus der Diskussion herausgehalten.

Wir schlagen vor, das Gestaltungspotential der F&E-Politik über steuerliche Regelungen im Hinblick auf
Energieeffizienz, Umweltentlastung und Klimaschutz voll zu nutzen.

ü Das Übergangsfeld zwischen Forschungsförderung und Markteinführung neu bestimmen

Die Bedeutung der Belastungen der Biosphäre, insbesondere des Klimawandels für die Zukunft unserer
Industriegesellschaft schlägt sich nicht angemessen in der Prioritätensetzung des BMBF nieder. Diese
richtet sich weniger an der grundlegenden gesellschaftlichen Aufgabenstellungen aus, sondern ist weitge-
hend technologiegetrieben. Die Förderpolitik ist kurzsichtig und es fehlt ihr deshalb, wenig verwunderlich,
der lange Atem. Dagegen ist die Einführung und Etablierung der erneuerbaren Energien in Deutschland
eine Erfolgsgeschichte, aus der Schlußfolgerungen gezogen werden müssen.

Wir fordern, die Grenze zwischen Breitenerprobung und Markteinführung variabel zu halten. Dies ist not-
wendig, um die Markteinführung von betriebswirtschaftlich noch nicht profitablen Zukunftstechnologien
überhaupt zu ermöglichen. Auch für das globale Agieren ist das vorteilhaft, denn so könnten diese Mittel-
flüsse angerechnet werden. Da das BMFT diese Mittelflüsse jedoch nicht mehr als F&E Mittel einordnet,
kann sich Deutschland seine erheblichen finanziellen Anstrengungen auf diesem Gebiet nicht anrechnen
lassen, da diese nicht dem MRV-Format (monitorable, reportable, veryfiable) entsprechen.

ü Einen wirklichen Dialog mit der Öffentlichkeit entwickeln

Bürgerinnen und Bürger in der proklamierten Wissensgesellschaft dürfen nicht nur Empfänger von Infor-
mationen aus der Wissenschaft sein.

Wir fordern, die Gesellschaft aktiv in forschungspolitische Fragen einzubeziehen und die Bürgerinnen und
Bürger als Quellen von (Lebens- und Erfahrungs-)Wissen ernst zu nehmen. Wir fordern deshalb ein Wis-
senschaftsjahr, in dem Dialoge mit der Gesellschaft und ausgehend von den Interessen der Gesellschaft
geführt werden. Es sollte angestrebt werden, auch gemeinsame Forschungsprojekte von Wissenschaft
und Zivilgesellschaft durchzuführen. Dabei kann auf Erfahrungen z.B. der Wissenschaftsläden, aber mitt-
lerweile auch auf die internationaler Kooperationen im Rahmen der Vereinten Nationen zurückgegriffen
werden.

Die Krise der Medien, die ungenügende Wissenschaftsberichterstattung und die Engführung des Wissen-
schaftsbegriffs sind Grund genug, dass sich die Wissenschaft durch eigene Publikationsorgane verstärkt
den Zugang zur politischen Öffentlichkeit verschafft. Offener Zugang (open access) ist ein weiterer Be-
reich, in dem die öffentlich finanzierte Wissenschaft verstärkt in Konkurrenz zu kommerziellen Verlagen
treten sollte.

ü Bürgerinnen und Bürgern an forschungspolitischen Fragen beteiligen

Es gibt gute Beispiele dafür, wie Bürgerinnen und Bürger, Interessengruppen und die Politik bei for-
schungspolitischen Fragen zu tragfähigen gesellschaftlichen Forschungs- und Gesellschaftsperspektive
kommen. So hat sich mittlerweile ein Dritter Sektor der Wissensproduktion entwickelt, in dem wissen-
schaftliches Wissen im Dialog zwischen wissenschaftlichen Einrichtungen und der Zivilgesellschaft gene-
riert wird. Dabei wurden nicht nur neue Forschungsfelder eröffnet, sondern auch neue Forschungsper-
spektiven geschaffen. Hierzu gibt es sowohl in Deutschland als auch in zahlreichen anderen Ländern (z.B.
Schweden, Finnland, Niederlande, Frankreich, Dänemark, Israel, USA) anregende Beispiele.



ü Nichtregierungsorganisationen beteiligen

Zukunftsfähige Forschungspolitik ist undenkbar ohne eine aktive Beteiligung von nicht gewerblichen
Nichtregierungsorganisationen. Dies betrifft alle Phasen: Priorisierung, Diskussion, Beschlussfassung,
Umsetzung und Evaluation. Nichtregierungsorganisationen zeichnen sich vor allem durch ihre Unabhän-
gigkeit, Eigenständigkeit und häufig auch durch eine bedeutende Innovationskraft aus. Eine wesentliche
Methode der Gestaltung des Mitwirkens sind beispielsweise „Runde Tische“, Mediationsverfahren, Zu-
kunftswerkstätten, Zukunftskonferenzen unter Beteiligung von Betroffenen und Interessierten.

ü Unabhängige Forschungsinstitute fördern

Unabhängige Forschungsinstitute können eine wichtige Rolle spielen. Sie nehmen eine andere Perspekti-
ve ein, entwickeln hohe Kreativität und stehen in engem Kontakt mit gesellschaftlichen Gruppen. Gerade
deshalb können sie Impulsgeber für die institutionellen Wissenschaften sein und einen wichtigen Beitrag
für den wissenschaftlichen und gesellschaftlichen Fortschritt leisten. Damit sie ihre Funktion erfüllen, müs-
sen folgende Kriterien erfüllt sein: Unabhängigkeit von industriellen oder anderen Interessen, Transparenz
über Geldmittel, Beteiligungen, Entscheidungsstrukturen und prinzipielle Öffentlichkeit ihrer Forschungs-
ergebnisse.

ü Grundlagenforschung vom Anwendungsdruck befreien

Derzeit gibt es keine allgemein anerkannte und praktizierte Unterscheidung zwischen Grundlagen-, an-
wendungsorientierter und angewandter Forschung. So wird immer wieder behauptet, es gäbe beispiels-
weise in der medizinischen Forschung eine direkte Linie von der Grundlagenforschung zum Krankenbett.
Dies setzt Forscherinnen und Forscher unter unnötigen Druck und kann negative Auswirkungen in der
gesellschaftlichen Wahnehmung haben, weil häufig Versprechen abgegeben werden, die nicht gehalten
werden können.

Wir fordern im Sinne einer verantwortbaren Forschungspolitik die Grundlagenforschung zu schützen und
ihren ursprünglichen Sinn zu bewahren: Erkenntnisgewinn, um das Verständnis von gesellschaftlichen und
natürlichen Zusammenhängen zu verbessern.

ü Vielfalt in den Wissenschaften ermöglichen

Wissenschaft kann nur dann ihrem aufklärerischen Anspruch gerecht werden und einen Beitrag zum ge-
sellschaftlichen Fortschritt leisten, wenn eine freie Entfaltung unterschiedlicher wissenschaftlicher Ansätze
und Perspektiven garantiert ist. Vor diesem Hintergrund geht es um eine optimale Balance von Orientie-
rungs-, Verfügungs- und Gestaltungswissen.

ü Wissen als öffentliches Gut schützen

Wissen soll in einer demokratisch verfassten Gesellschaft ein öffentliches Gut sein. Das gilt vor allem
dann, wenn es mit öffentlichen Mitteln erworben worden ist.

Von Grundlagenforschung muss man fordern, dass sie von Anfang an öffentlich ist und bleibt. Anwen-
dungsorientierte oder angewandte Forschung hingegen, die zu patentierbaren Ergebnissen führt, unter-
liegt einem besonderen Ausschließlichkeitsrecht. Gleichwohl widerspricht es dem Gebot, dass Wissen-
schaft ein Allgemeingut sein sollte, wenn Forschungsergebnisse nicht veröffentlicht werden, wie dies ins-
besondere in der Wirtschaft regelhaft geschieht.

Wir regen eine Diskussion darüber an, wie die Privatisierung von Wissen, die eine hoch problematische
und widersprüchliche Angelegenheit ist, auf ein legitimes Ausmaß beschränkt werden kann.

Wir fordern, dass insbesondere Forschungen, die mit Hilfe öffentlicher Gelder durchgeführt worden sind,
alle ihre Ergebnisse publik machen müssen.



ü Verbindungen zwischen Verfügungs- und Orientierungswissen fördern

Menschliche Gesellschaften benötigen verschiedene Formen von Wissen. Meist wird unter Wissen nur
Verfügungswissen verstanden. Das ist Wissen, mit dem über Naturkräfte und mit Unterstützung der von
Menschen entwickelten wissensbasierten Technik verfügt werden kann. Von großer Bedeutung sind aber
auch Orientierungs und Gestaltungswissen, das unter Zugrundelegung von Erkenntnissen aus allen Wis-
senschaftsgebieten ebenso wie von Lebens- und Erfahrungswissen Handeln im Sinne einer Zukunftsfä-
higkeit von Menschen im Rahmen der Natur ermöglicht. Gerade im Hinblick auf die Herausforderungen
unserer Zeit sind Orientierungs- und Gestaltungswissen von großer Bedeutung.

Deshalb müssen Forschungsansätze, in denen Orientierungs-, Verfügungs- und Gestaltungswissen ver-
bunden werden, intensiv und systematisch unterstützt werden. Dies bedeutet eine Stärkung von transdis-
ziplinären Forschungen zwischen Natur-, Technik-, Geistes- und Sozialwissenschaften in einem koopera-
tiven Konnex mit der Zivilgesellschaft.

ü Forschung und (Aus)Bildung stärker verbinden

Forschungsförderung sollte die Einbindung des wissenschaftlichen Nachwuchses frühzeitig während des
Studiums ermöglichen. Eine moderne Verbindung von Forschung und Lehre benötigt auch Zeit und Res-
sourcen. Forschungspolitik muss deshalb Räume für Ausbildung und Bildung sichern.

Dabei ist es auch wichtig, Verfügungs-, Orientierungs- und Gestaltungswissen in der Lehre zu verbinden,
auch in hierfür zu schaffenden institutionalisierten Foren. Orientierungswissenschaftliche Lehrveranstal-
tungen können in alle Studiengänge an Universitäten und Hochschulen integriert werden. So kann aus der
multiversitas der in disparate Disziplinen zerfallenen Wissenschaft wieder eine universitas werden

ü Forschung in der Demokratie braucht demokratische Forschungspolitik

Unser Ziel ist eine Demokratisierung der Forschung. Forschungspolitik ist wichtig und geht alle an. Wir
hoffen, mehr Menschen für die dafür erforderlichen partizipativen Prozesse zu interessieren – sowohl in
den Wissenschaften als auch in der Gesellschaft. Deshalb suchen wir mit diesem Positionspapier zur For-
schungspolitik den gesellschaftlichen Dialog.


